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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
VI/66 Tiefbauamt 66/194/2017 
 

Änderung der Straßenausbaubeitragssatzung mit dem Ziel der verstärkten  
Nach- und Neupflanzung von Straßenbäumen 
Fraktionsantrag Nr. 044/2017 der Grüne Liste Stadtratsfraktion 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Bauausschuss / Werkausschuss für 
den Entwässerungsbetrieb 

20.06.2017 Ö Beschluss abgesetzt 

 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 30, Amt 20 zur Kenntnisnahme 
 
 
 

I. Antrag 
Die Ausführungen der Verwaltung im Sachbericht werden zur Kenntnis genommen. 
Der Fraktionsantrag der Grüne Liste Nr. 044/2017 vom 07.04.2017 ist damit bearbeitet.  
 
 

II. Begründung 
Sachbericht 

Mit Fraktionsantrag Nr. 044/2017 vom 07.04.2017 beantragt die Grüne Liste Stadtratsfraktion 
durch eine Satzungsänderung das Straßenbegleitgrün aus dem umlagefähigen Aufwand der Stra-
ßenausbaubeitragssatzung heraus zu nehmen, da der Nutzen der Bäume allen Bürgerinnen und 
Bürgern und nicht nur den Anwohnenden zugutekommt. Sie bittet die Verwaltung aufzuzeigen, wie 
auch die Kosten bei reinen Nach- und Baumneupflanzungen aus dieser Satzung herausgenom-
men werden können.  
 
Aus rechtlicher Sicht ist hierzu Folgendes auszuführen: 
 
Nach Art. 5 Abs. 1 Satz 3 Bayerisches Kommunalabgabengesetz (KAG) „sollen“ für die Verbesse-
rung oder Erneuerung von Ortsstraßen und beschränkt-öffentlichen Wegen Straßenausbaubeiträ-
ge erhoben werden. Nach ständiger Rechtsprechung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs in 
München sind die Kommunen nach dieser Soll-Vorschrift grundsätzlich verpflichtet, Straßenaus-
baubeiträge zu erheben; nur bei Vorliegen von besonderen - atypischen - Umständen kann auf 
diese Einnahmequelle verzichtet werden. Diese liegen grundsätzlich nicht vor, wenn eine Gemein-
de - in nicht unerheblichem Umfang - Kredite aufnimmt oder Steuern einnimmt. Dies wurde zuletzt 
mit Urteil des BayVGH vom 09.11.2016 (AZ 6 B 15.2732) - Fall „Hohenbrunn“ - bestätigt. 
In Erlangen liegen diese besonderen atypischen Umstände nicht vor.  
Diese Verpflichtung erstreckt sich grundsätzlich auch auf einzelne Bestandteile von Erschlie-
ßungsanlagen, wie z.B. das Straßenbegleitgrün.  
 
Das Argument dass die Bäume allen Bürgerinnen und damit dem Stadtklima zugutekommen, be-
gründet keinen atypischen Ausnahmefall. Vielmehr ist das Straßenbegleitgrün nach ständiger 
Rechtsprechung grundsätzlich beitragsfähig, da sich die Bedeutung einer Straße nicht allein in der 
Verkehrsfunktion für den Autoverkehr erschöpft, sondern auch Aufenthalts- und Kommunikations-
funktion für Fußgänger und Radfahrer umfasst, vgl. Beschluss des BayVGH vom 11.08.2005  
(AZ 6 ZB 03.1698). 
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Eine Änderung der Straßenausbaubeitragssatzung, mit dem Ziel das Straßenbegleitgrün aus dem 
beitragsfähigen Aufwand herauszunehmen, ist daher als rechtswidrig anzusehen.  
Diese Auffassung wird von der Rechtsaufsicht geteilt, vgl. Schreiben der Regierung von Mittelfran-
ken vom 06.03.2017 an die Stadt Fürth. Der Bau- und Werkausschuss der Stadt Fürth hat am 
05.04.2017 beschlossen, die Kosten für Straßenbegleitgrün nicht aus der Satzung herauszuneh-
men. 

Nach der Straßenausbaubeitragssatzung der Stadt Erlangen ist für die Teileinrichtung Straßenbe-
gleitgrün einheitlich ein Anliegersatz von 60 % festgesetzt. Der Anliegeranteil ist so abzustufen, 
dass der Vorteil, der der Allgemeinheit im Verhältnis zu den Anliegern, zuwächst, ausreichend dif-
ferenziert berücksichtigt wird. Möglich wäre daher eine Reduzierung des Anliegersatzes - einheit-
lich oder differenziert nach Klassifizierung der Straße - entsprechend der Gewichtung des Allge-
meinvorteils (Stadtklima). 
 
 
 
Anlagen: Fraktionsantrag der Grünen Liste Nr. 044/2017 (Anlage 1) 
  Schreiben der Regierung von Mittelfranken vom 06.03.2017 
 
 

III. Abstimmung 
 
Beratung im Gremium:  Bauausschuss / Werkausschuss für den Entwässerungsbetrieb am 
20.06.2017 
 
Protokollvermerk: 
Dieser Tagesordnungspunkt wird auf Antrag von Frau Stadträtin Fuchs abgesetzt.  
 
 
Dr. Marenbach Kirchhöfer 
Vorsitzende Schriftführerin 
 
 
 
 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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